
Gesetz 
zur Abmilderung der Folgen 

der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht 
Vom 27. März 2020 

 
  

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 

§ 5 

Vereine und Stiftungen 

(1) Ein Vorstandsmitglied eines Vereins oder einer Stiftung bleibt auch nach  Ablauf  seiner  Amtszeit  bis  zu 

seiner Abberufung oder bis zur Bestellung seines Nachfolgers im Amt. 

(2) Abweichend von § 32 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs kann der Vorstand auch ohne 

Ermächtigung in der Satzung Vereinsmitgliedern ermöglichen, 

1. an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit am Versammlungsort teilzunehmen und 

Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation auszuüben oder 

2. ohne Teilnahme an der Mitgliederversammlung ihre Stimmen vor der Durchführung der 

Mitgliederversammlung schriftlich abzugeben. 

(3) Abweichend von § 32 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist ein Beschluss ohne Versammlung der 

Mitglieder gültig, wenn alle Mitglieder beteiligt wurden, bis zu dem vom Verein gesetzten Termin 

mindestens  die Hälfte der Mitglieder ihre Stimmen in Textform ab- gegeben haben und der Beschluss mit 

der erforderlichen Mehrheit gefasst wurde 

 

 

§ 7 

Übergangsregelungen 

(1) § 1 ist nur auf Hauptversammlungen und Abschlagszahlungen auf den Bilanzgewinn anzuwenden, die im 

Jahr 2020 stattfinden. 

(2) § 2 ist nur auf  Gesellschafterversammlungen und -beschlüsse anzuwenden, die im Jahr 2020 statt- finden. 

(3) § 3 Absatz 1 und 2 ist auf General- und Vertreterversammlungen, die im Jahr 2020 stattfinden, § 3 Ab- 

satz 3 ist auf Jahresabschlussfeststellungen, die  im  Jahr 2020 erfolgen, § 3 Absatz 4 ist auf Abschlags- 

zahlungen, die im Jahr 2020 stattfinden, § 3 Absatz  5  ist auf im Jahr 2020 ablaufende Bestellungen von 

Vorstands- oder Aufsichtsratsmitgliedern und § 3 Absatz 6 ist auf Sitzungen des Vorstands oder des 

Aufsichtsrats einer Genossenschaft oder deren gemeinsame Sitzungen, die im Jahr 2020 stattfinden, 

anzuwenden. 

(4) § 4 ist nur auf Anmeldungen anzuwenden, die im Jahr 2020 vorgenommen werden. 

(5) § 5 ist nur auf im Jahr 2020 ablaufende Bestellungen von Vereins- oder Stiftungsvorständen und im Jahr 

2020 stattfindende Mitgliederversammlungen von Vereinen anzuwenden. 

 
 

 

 

 8  

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne 

Zustimmung des Bundesrates die Geltung der 

 

 

§§ 1 bis 5 gemäß § 7 bis höchstens zum 31. Dezember 2021 zu verlängern, wenn dies aufgrund fortbestehender 

Auswirkungen der COVID-19-Pandemie in der Bundesrepublik Deutschland geboten erscheint 

 


